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I‘I;;hschlagewerk: ja . 2546 087 I g

Amtliche Sammlung: nein

BEG § 160 Abs. 2

Ein Verfolgter, der als Staatenloser oder Fliichtling nach
seiner Verfolgung eine neue Staalsangehrigkeit erworben hat,
ist nicht schon deshalb von der Gewdhrung einer Entschiédigung
ausgeschlossen, weil er am 1. Oktobexr 1953, ohne sich der Ge-
fahr einer Verfolgung auszusetzen, in seinen Heimatstaat (hler,
Griechenland) gzurilckkehren konnte.
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IV ZR 281/58

Verkiindet
am 25. Hdrz 1959
Fieser, Justizangestellter
als Urkundsbeamter der
geschédftsstelle

Im Namen des Yolkes

In dem Entschﬁdigungsiechtsstreit
des Moise H- , m.a./r. RGP G

Hr. @B,
Kligers und Revisionsklégers,

- ProzeBbevollmichtigte: Rechtaanwalrw und
S in -

gegen

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Direktor dés
Landesamts fiir wledergutmachung und verwaltete Vermdgen in
Maing, Aliceplats 4,

Beklagten und Rev:.s:.onsbeklagten,

~ ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanw -“—

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mﬁiitii
liche Verhandlung vom 20. Mirz 1959 unter witwirkung des Se- .
natspridsidenten Ascher und.der Bu,ndes;whter Raske, Maa8, ‘
Wilden und Dr. Loewenheim ' ‘

fiir Recht erkannt:. : S

Das Urteil des Entschiidigungssenats des 0berlandes-~

LW

gerichts in Koblens vom 22. Juli 1958 wird aufgehoban.: :

Der Rechissireit wird zur ermenten Verhandlung bl

Entscheidung, auch iiber die auBergerichtlichen Koste¢n Mo

der Revision, an das Berufungagerlcht guriickverwiesen. ' {*

Von Rechis %wegen ’




Matthias Prinz

Rechtsanwalt ﬁ w.prinz.law
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Tatbestand:

e Gy i Bon. S SIS S Yman

Der Kliger ist Jude; er ist in SUNJD ir "¢IP-COlS-
@ zeboren. Er wurde im April 1943 nach dem Einmarsch der s

deutschen Truppen zusammen mit anderen jildischen Biirgern fest-
genommen und in das Konzentrationslager Auschwitz verbracht.
Nach einem vorilbergehenden Aufenthalt in dem Konzentrations-
lager Ja@iND kam er im September 1943 in das Lager JE,
‘wo er bis Januar 1945 in einer Kohlengrube arbeiten mugBte. Als-
dann iberfihrte man ihn in das Konzentrationslager Bergen-Bel-
sen. Hier wurde er am 15. April 1945 von alliierten Truppen be-
freits Nach seiner Befreiung kehrte er im August 1945 iber

PP rach G zurick. Im November 1945 wanderte

er nach dem heutigen Staat Israel aus.
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Der Klager begehrt wegen der erlittenen Freiheitsenizie-
hung Haftentechidigung fir 24 Monate. Die Entschidigungsbehdr-
de hat den Antrag nicht beschieden. Dgraufhin hat der Kliger
Untdtigkeitsklage erhoben.

Zur Sache hat er vorgetragen: Er sei, wie er durch eine
Bescheinigung des israelitigchen Innenministeriums vom 22, August
1954 nachgewiesen habe, bei seiner Einwanderung nach Tsrgel am’
22. November 1945 staatenlos gewesen. Er gehlre zu den'fremd—,.
stdmmigen Griechen, die ihre Staatsangehdrigkeit hiitten aufge-
ben kdnnen und mit der Abwenderung such aufgegeben hitten. Der
Verlust , der griechischen Staatsangehdrigkeit erfolge fiir fremd—
stémnige Griechen durch Verlassen ces griechischen Staategebie— .
tes ohne Riickkehrabsicht. Das Dekret vom 12. August 1927 habe AR
in Art. 4 diesen neuen besonderen Pall des Verlustes der Staata-\~’
angehbrigkeit eingefiihrt. Zur Anwendung dieser Vorschriften 831-
en drei Merkmale erforderlich: ‘

1) misse der Betreffende fremdstémmiger griechischer
Staatsangehbriger sein,
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2) miisse er das griechische Territorium verlassen ha-
ben und

3) miisse das Verlassen des griechischen Territoriums
mit der bewiesenen Absiecht der Nichitriickkehr ge-
schehen sein.

Alle diese Erfordernisse légen bei ihm vor.

Abgesehen hiervon miisse ihm auch die Eigenschaft eines
politischen Fliichtlings i.S. der Genfer Konvention vom 28. Ju-
1i 1951 zuerkannt werden. In den ersten Nachkriegsﬁahrén seien
die politischen Verh#dlinisse in Griechenland so unsicher ge-
wesen, daf den Griechen, die durch das nationalsozialistische
Terrorregime in ein Konzentrationslager geschafft worden selen
und die nur das nackte Leben hdtten retten kionnen, nicht habe
zugemufet werden kidmnen, nach Griechenland zuriickzukehren bezw.
dort zu bleiben. Unmittelbar nach dem Ruckzug der deutschen
Truppen aus Griechenland Ende 1944 seien dort heftigste Kimpfe
zwischen Anhiéngern der Athener Regierung und den Kommunisten
unter General kiarcos entbrannt. Diese Kdémpfe hHtten insbeson-
dere im Korden des Landes sehr lange angehalten. Es gei daher
verstidndlich, daB - Verfolgte, die nur mit dem nackten lLe-
ben der Verfolgung durch ein totalit8res Regime entgangen
seien, es fiir richtig gehalten héitten, den Ausgang dieser
Machtkimpfe nicht abzuwarten, und es vorgeszugen hiitten, das
Lend zu verlassen, da sie nicht noch einmal unter einem totali-
tireén Regime hiétten leben wollen. Daf diese Bedenken begriindet
gewesen seien, zeige sich nicht nur am Beispiel wvon Korea vnd
China, sondern in erster Linie auch an den politischen Verh#lt-
" nigsen, die bei den anderen Balkanstaaten eingetreten seien,

Der Kldger hat beantragit, den Beklagten zu verurteilen,
an ihn eine HaftentschHdigung fiir 24 Monate zu zahlen.

Landgericht und Oberlandesgericht haben gemdB dem An-
trag des bheklagten Lendes die Klage abgewiesen. Mit der Revi-

]




-gion, die das Oberlandesgericht zugelassen hat, verfolgt der
Kldger seinen Klageantrag, den er nunmehr auf 3.600 DM bezif-
fert, weiter. Das beklagte Land bittet, d&ie Revision zurlickzu-
' weisen.

Entscheidungsgrﬁnde:

S . T S . S 00 - ”-—u:m——du

Der Kléger ist,'wie nach dem obigen 8achverhalt unstrei-

tig ist, wegen seiner jiidischen Abstammung durch PFreiveitsent-
ziehung verfolgt worden. Der von ihm deswegen geltend gemachte
Entachédigungsanspruch ist jedoch, da die im § 4 BEG geregel-

ten allgemeinen Vorausselzungen fiir die Gewdhrung einer Ent-

schédigung bei ihm nicht vorliegen, nur begriindet, wenn er am
1. Oktober 1953 Staatenloser oder Flichtling im Sinne der Gen-
fer Konvention war (§ 160 Abs..1 BEG) oder bis 2u diesen Zeit-
punkt nach seiner Verfolgung als Stastenloger oder Flichtling

eine neue Steatsangehdrigkeit erworben hatte (§ 160 Abs. 2 BEG).

Der Kldger war am 1. Oktober 195% nicht staatenlos, viel-
mehr besaf er zu dieser Zeit die israelische Staatmangehérig-
keit. Er war su diesem Zeitpunkt auch nicht ¥lichtling im Sinne
der Genfer Konvention; denn er befand sich weder auBerhalb des
: ianaes (Israel), dessen Staatsangehdrigkeit er . besaB, noch be-
fand er sich als Staatenloser auBerhal®h des Lnndes, in welchem
er seinen gewdhnlichen Ayfenthalt hatte (Kap. I Art. 1 A, Nr.2
Abg. 1 der Genfer Konvention). Auch zur Zeit der XErrichtung der
Genfer Konvention (28. Juli 1951) oder zur Zeit ihres Inkraft-
tretens in der Bundesrepublik (1. September 1953, BGBl. 1953;
Teil II, S. 559) oder seines allgemeinen Inkraftiretens (22.

. April 1954, BGBl. 1954 Teil II, S. 619) lag keine dleser VOr—
aussetzungen bei ihm wvor.

Der geliend gemachte Entschidigungsan.pruch kann daher
'fnur bestehen, wenn der Kliger nach seiner Verfolgung als Staa—
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Penloser oder Fiiichtling im Sinne der Genfer Konvention eine n
neue Staatsangehdrigkeit erworben hat (§ 160 Abs. 2 BEG). Als
‘neue Staatsangehdrigkeit kommt hierbei nur die Zygehdrigkeit
zum Mandat Paldstina oder die israelische Staatsangehdrigkeit
in Betracht, die ihm als Juden bei der Proklamation des Staa-
tes Israel (Mai 1948) oder alsbald danach zufiel.

Zu den Zeitpunkten, die hiermnach fiir den Erwerb einer
neuen Staatsangehorigkeit durch den Kliger il Betracht kommen,
war dieser nicht Fliichtling im Sinne der Genfer Konvention.

Bis zu seiner Auswanderung aus Griechenland hatte er die grie-
chische Staatsangehdrigkeit bcsessen. Beim Erwerb der neuen
Staatsangehdrigkeit in Paldstina bezw. in Israel befand er
sich zwar auBerhald Griechenlands. Aus seinem eigenen Vorbrin-
gen ergibt sich jedoch, daB er dieses sein Heimatland nicht aus
der begriindeten Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Re-
ligion, NWationalitat, Zugehtrigkeit zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe oder wegen seiner politischen itberzeugung verlassen
hatte. Der Grund fir seine Auswanderung aus Griechenland war i
vielmehr einmal die dort fiir alle BevBdkerungsgruppen und Be-
vblkerungsschichten in gleicher Weise infolge der Wirren des
Biirgerkrieges bestehende Unsicherheit ihrer wirtschaftlichen, %
gesellschaftlichen und politischen Lage, insbesondere die Un- '
gewiBheit Uber ihr kiinftiges Schicksal und die Befiirehtung,
daB das Lend auch nach einer Beruhigung der politischen Ver-
hiltnisse mit groBen wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu kém-
pfen haben werde, andererseits die Hoffnung des Klégers, daB
er sich in Israel unter giinstigeren und gesicherteren Verhdlt-
nissen eine neue Existenz werde aufbauen kbnnen. Durch eine
Flucht, die auf diesen Beweggrﬁnden beruhte, konnte der K1é~
ger die Fliichtlingseigenschaft im Sinne der Genfer Konvention
nicht erwerben. ‘

BEs, bleibt also lediglich zu priifen, ob der Klﬁgeé, wie
er behauptet, beim Bywerb seiner neuen Staagtsangehirigkeit




staatenlos war. Der Kjiger hat dazu geltend gemacht, da8 er
durch seine Ayswanderung aus Griechenland seine griechische
Staatsangehorigkeit verloren und dadurch staatenlos geworden

sei, so daB er die neue Staatsangehdrigkeit als Staatenloser er-

worben habe. Das Berufungsgericht hat dies unterstellt. BEs
vertritt jedoch die Auffassung, daB auch bei dieser Annahme:
die Bestimmung des § 160 BEG zwar dem Wortlaut, nicht aber dem
Sinne nach auf den Kldger Anwendung finden kdnne. Der Sinn und
Zweck dieser Bestimmung sei, auch solchen Verfolgten die Mog-
lichkeit einer Entschddigung zu geben, die sich wegen der ihnen
durch nationalsozialistische Gewaltma3nahmen zugefiigten Sché-
den an keinen Schutzstaat oder an keine zwischenstaatliche Ox-
ganisation wenden konnten, weil sie den Schutz ihres Landes,
dem sie angehtrt oder in dem sie trither gelebt hatten, nicht
in Anspruch nehmen konnten. Die Entschidigungspflicht kdnne
deshalb nicht auf solche Personem erstreckt werden, fiir die
ihr fritheres Heimat- bezw. Aufenthaltsland Sorge tragen ktnne.
Zu diesen Personen gehdre aber auch der Kl#ger. Denn er habe
sich am 1. Oktober 1953 keineswegs mehr aus Verfolgungsgriinden
von Griechenland fernzuhalten brauchen, da dord zu dieser Zeit
lingst eine gefestigte freiheitlich demokratische Oxdnung be-
standen habes -

'Diesen Ausfibrungen kann im Ergebnis. nichi“géfolgbhwer-
den. Es ist zwar richtig, daB --sich nach dexr’ enﬂgﬁltigen Nie-
derschlagung des Aufstandes der griechischen Kommunigteén im

September 1949 in Grischenland eine freiheitlich demoqutische )

Steatsordnung beheuptet hat und daB die dortige politische La-

ge filr den Kléger am 1. QOktober 1953 kein Hinderungsgrund mehr
war, nach Griechenmland zuriickzukehren (vgl. Survay of Interne--

tional Affairs 1947-1948, §. 177 f££f; 1949-1950, . 120 ff insb.

§. 125). Inzwischen hatte aber der Kl#ger eine neue Staatsange— .

hérigkeit erworben und nach seiner Behauptung seine friibere -
griechische StaatsangehOrigkeit verloren. ¥ur wenn er sioh auch
unter diesen Umsidnden noch mit Erfolg wegen seéiner Entschédi—
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gungsanspriiche an den griechischen Staat hdtte wenden ktnnen,
viirden die Erwidgungen des Berufungsgerichts zutreffen. Das Be-
rufungsgericht hat jedoch keine Peststellungen dariiber getrof-
fen, ob und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen eine
solche Mdglichkeit, fir das von ihm erlittene Unrecht eine Ent-
schidigung zu erlangen, fiir den Xl#ger am 1. Oktober 1953 tat-
sdchlich noch bestand. Insbesondere steht nicht fest, ob er
damals die griechische StaatsangehSrigkeit noch besaB; ob und
gegoebenenfalls unter welchen Bedingungen er sie hitte wiederer-
werben ktnnen und ob ihm der Wiedererwerb - wenn er etwa die
Aufgabe seines neuen Wohmsitzes und seiner Staatsangehdrigkeit
in Israel notwendig gemacht h&tte - hitte zugemutet werden kin-
neny :

Auf diese Frage kommt es freilich, wie aunch das Beru-
fungsgericht nicht verkannt hat, nur an, wenn.der Kliger beim
Erwerbi.der neuen Staatsangehidrigkeit staatenlos war. Auch diese
Frage 148t sich indes nach den bisherigen Ieststellungen des Be-
rufungsgerichts nicht mit Sicherheit beantworten. Sie ist aus-
schlieBlich nach griechischem Recht zu entscheiden (vgl. HuB-
baum, Deutsches Internationales Privatrecht 1932, §. 109; Ben-~
dermann/Geroussis, Das Staatsangehdrigkeitsrecht von Griechen-
land 1956, S. 30 - Sammlung geltender Staatsangehbrigkeitsge-
setze Heft 16). Nach Art. 4 des Dekréts vom 12. August 1927
. - abgedruckt bei Dendermann/Geroussis aa0, §. 111 - widre der
Verlust der griechischen Staatsangehtrigkeit eingetreteﬁ,
wenn der Kléger, wie er behauptet, als Grieche fremden Volks-
tums Griechenland ohne die Absicht der Riickkehr verlassen hit-

te. Das beklagte Land hat jedoch besiritten, dasd der Kléger von

den zustindigen griechischen Behdrden als ein Grieche fremden
Volkstums angesehen worden sei. Nun entscheidet nach Art. 4
Abs. 4 des erwdihnten Dekrets Uber das Vorliegen oder’Kichtvor-'
liegen der Absicht der Nichtriickkehr und der-iibrigen nach die-
sem Artikel rechiserheblichen Tatsachen - also auch iiber die
hier streitige Frage, ob der Kliger im Jahre 1945 als Grieche
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fremden Volkstums aus Gricchenland ausgewandert ist - der grie-
chische Minister fiir Auswdrtige Angelegenheiten. Durch das Ge-
setz iiber die Zusténdigkeit in Staetsangehdrigkeitsfragen vom
18. Juli 1931 - abgedruckt aaQ 8. 115 - ist diese Entscheldung
dem Innenmlnlster ibertragen.

Ob .eine solche Entscheidung ergangen ist oder vom Kl&-
ger noch erwirkt werden kann, steht nicht fest. Solange sie
nicht getroffen ist, wird ein deutsches Gericht den Verlust
der ‘Staatsangehbrigkeit aus dem vom Kléger angegebenen Grun-
de nicht feststellen kénnen. Die niheren Feststellungen iiber
Iphalt und Ayslegung des einschliigigen griechischen Réchts
niissen jedoch dem TPatrichter iiberlassen werden.

Dagegen kommt es auf die Frage, ob der Klager seine
griechische staatsangehdrigkeit etwa — unabhéngig von seiner
Auswanderung - durch-den Erwerb einer anderen (der paldsti-
nensischen bezw. der israelischen) Staatsangehdrigkeit verlo-
ren hat,nicht an. Pemn in diesem Palle - d.h. bei einem Ver-
lust der Iriiheren durch den Erwerb der neuen $taatsangeh6rig-
"keit - hidtte der Kldger die neue Staatsangehtrigkeit nicht als
Stagtenloser erworben. Der Verlust der griechischem wire viel-
mehr erst mit dem Brwerb der neuen Staatsangehﬁfigkeit einge-
treten, so daB der Kléger in keinem Augenblick ohne Staatsan—
gehorlgkeit gewesen wire. . T L

Den Verlust der griechischen Staatsangeharigke;t wirde ..
auch denn unbeachtlich sein, wenn der Kliger sie zwér yor dem.:
,Erwerb der neuen, jedoch auf Grund eines freien- Entsoh;ueses

aufgegeben hitte (vgl. Becker/Huber/Kilster Anm. 3 zu § 71 BErgG). - ’

“,Eigq.solche Peststellung erscheint indes nach dem bisherigen -
Vorbringen der Parteien nicht gerechtfertigt. Zwar hat der . . - .
- Kldger danach, wie dargelegt, Griechenland nicht aus den Griin- ..

den verlassen, von demen die Genfer Konvention die Zuerkennung
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der Flichtlingseigenschaft abhiingig macht. Dgs bedeutet je-
doch nicht, daB er Griechenland freiwillig verlassen hat. Die
Verhdltnisse konnten im Hinblick darauf, daB seine frithere ~
Existenz in SEJJP moglicherweise durch die nationalsozia-
listische Verfolgung vernichtet war und der Ausbruch des Biir-
gerkrieges jede Planung filr die Zukunft in Frage stelltc,der-
art sein, daB er sich in einer gewissen Zwangslage befand, durch
die ihm der EntschluB; von der lidglichkeit, nach Israel auszu-~
wandern, Gebrauch zu machen, geradezu aufgendtigt wurde. Aber
auch zu dieser Frage miissen die niheren Feststellungen dem Be-
rufungsgericht vorbehalten bleiben, an das aus den dargelegten
Griinden der Rechtsstreit zurlickzuverweisen war.

Ascher Raske KHaal
Wilden Dr. Lipewenheim

< “.’“’w

4



	Kr. Ü,


